Einmalige Bedarfe § 31 SGB XII

§ 31 Einmalige Bedarfe
(1) Leistungen fur

1. Erstausstattungen fir die Wohnung einschlielich Haushaltsgeraten,

2. Erstausstattungen fir Bekleidung und Erstausstattungen bei Schwangerschaft und Geburt sowie

3. Anschaffung und Reparaturen von orthopadischen Schuhen, Reparaturen von therapeutischen
Geraten und Ausrtstungen sowie die Miete von therapeutischen Geraten

werden gesondert erbracht.

(2) Einer Person, die Sozialhilfe beansprucht (nachfragende Person), werden, auch wenn keine
Regelséatze zu gewéahren sind, flr einmalige Bedarfe nach Absatz 1 Leistungen erbracht, wenn sie
diese nicht aus eigenen Kréaften und Mitteln vollstandig decken kann. In diesem Falle kann das
Einkommen berUcksichtigt werden, das sie innerhalb eines Zeitraums von bis zu sechs Monaten
nach Ablauf des Monats erwerben, in dem Uber die Leistung entschieden worden ist.

(3) Die Leistungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 kénnen als Pauschalbetrage erbracht werden. Bei
der Bemessung der Pauschalbetrdge sind geeignete Angaben (ber die erforderlichen
Aufwendungen und nachvollziehbare Erfahrungswerte zu berlcksichtigen.

§ 33 SGB V - Hilfsmittel -

(1) Versicherte haben Anspruch auf Versorgung mit Horhilfen, Kérperersatzstiicken,
orthopadischen und anderen Hilfsmitteln, die im Einzelfall erforderlich sind, um den Erfolg
der Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden Behinderung vorzubeugen oder eine
Behinderung auszugleichen, soweit die Hilfsmittel nicht als allgemeine
Gebrauchsgegensténde des taglichen Lebens anzusehen oder nach § 34 Abs. 4
ausgeschlossen sind. Die Hilfsmittel missen mindestens die im Hilfsmittelverzeichnis nach
§ 139 Absatz 2 festgelegten Anforderungen an die Qualitat der Versorgung und der
Produkte erflllen, soweit sie im Hilfsmittelverzeichnis nach § 139 Absatz 1 gelistet oder von
den dort genannten Produktgruppen erfasst sind. Der Anspruch auf Versorgung mit
Hilfsmitteln zum Behinderungsausgleich hangt bei stationérer Pflege nicht davon ab, in
welchem Umfang eine Teilhabe am Leben der Gemeinschaft noch méglich ist; die Pflicht
der stationéaren Pflegeeinrichtungen zur Vorhaltung von Hilfsmitteln und Pflegehilfsmitteln,
die fir den Ublichen Pflegebetrieb jeweils notwendig sind, bleibt hiervon unberihrt. Fir
nicht durch Satz 1 ausgeschlossene Hilfsmittel bleibt § 92 Abs. 1 unberihrt. Der Anspruch
umfasst auch zusatzlich zur Bereitstellung des Hilfsmittels zu erbringende, notwendige
Leistungen wie die notwendige Anderung, Instandsetzung und Ersatzbeschaffung von
Hilfsmitteln, die Ausbildung in ihrem Gebrauch und, soweit zum Schutz der Versicherten
vor unvertretbaren gesundheitlichen Risiken erforderlich, die nach dem Stand der Technik
zur Erhaltung der Funktionsféhigkeit und der technischen Sicherheit notwendigen
Wartungen und technischen Kontrollen. Ein Anspruch besteht auch auf solche Hilfsmittel,
die eine dritte Person durch einen Sicherheitsmechanismus vor Nadelstichverletzungen
schutzen, wenn der Versicherte selbst nicht zur Anwendung des Hilfsmittels in der Lage ist
und es hierfir einer Tatigkeit der dritten Person bedarf, bei der durch mégliche
Stichverletzungen eine Infektionsgefahr besteht oder angenommen werden kann. Zu
diesen Tatigkeiten gehdren insbesondere Blutenthnahmen und Injektionen. Der
Gemeinsame Bundesausschuss bestimmt in seiner Richtlinie nach § 92 Absatz 1 Satz 2
Nummer 6 bis zum 31. Januar 2020 die Tatigkeiten, bei denen eine erhdhte
Infektionsgefahrdung angenommen werden kann. Wéahlen Versicherte Hilfsmittel oder
zusétzliche Leistungen, die Uber das Mal3 des Notwendigen hinausgehen, haben sie die
Mehrkosten und dadurch bedingte héhere Folgekosten selbst zu tragen. § 18 Absatz 6a
des Elften Buches ist zu beachten.
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§ 34 SGB V - ausgeschlossene Arznei-, Heil- und Hilfsmittel

(4) Das Bundesministerium fir Gesundheit kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates Hilfsmittel von geringem oder umstrittenem therapeutischen Nutzen oder geringem
Abgabepreis bestimmen, deren Kosten die Krankenkasse nicht Gbernimmt. Die Rechtsverordnung
kann auch bestimmen, inwieweit geringfligige Kosten der notwendigen Anderung, Instandsetzung
und Ersatzbeschaffung sowie der Ausbildung im Gebrauch der Hilfsmittel von der Krankenkasse
nicht Gbernommen werden. Die Satze 1 und 2 gelten nicht fir die Instandsetzung von Hérgeraten
und ihre Versorgung mit Batterien bei Versicherten, die das achtzehnte Lebensjahr noch nicht
vollendet haben. Fir nicht durch Rechtsverordnung nach Satz 1 ausgeschlossene Hilfsmittel bleibt
§ 92 unberihrt.
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Vorabinformation: Diese Hinweise erganzen die auch in Anlage befindlichen Hinweise des BMAS zu § 31
SGB XII aus dem Rundschreiben vom 09.09.2021 Nr. 2021/3 und sind damit auch im Bereich des
Personenkreises nach dem 4.Kapitel SGB XlI verbindlich anzuwenden.

1. Aligemeines

Der gesamte Bedarf des notwendigen Lebensunterhalts mit Ausnahme von Leistungen fir
Unterkunft und Heizung und der Sonderbedarfe nach den §§ 30 — 34 SGB XIlI wird nach
Regelsatzen erbracht (§ 28 SGB Xll). Nicht im Regelsatz enthalten sind jedoch geman § 31 Abs. 1
Nr. 1 - 3 SGB Xl folgende einmalige Bedarfe:

e Erstausstattungen fiir die Wohnung einschlieBlich Haushaltsgeraten
e Erstausstattungen fur Bekleidung und Erstausstattungen bei Schwangerschaft und Geburt

Anschaffung und Reparaturen von orthopadischen Schuhen, Reparaturen von
therapeutischen Geraten und Ausristungen sowie die Miete von therapeutischen Geraten.

Grundsatzlich ist zunachst davon auszugehen, dass Leistungsberechtigte Uber einen
ausreichenden Bestand an Bekleidung und Hausrat verfigen. Ersatzbeschaffungen sind aus den
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in den Regelsatzen enthaltenen Pauschalen anzusparen und anzuschaffen. Nur in wenigen
Einzelféllen wird die Gewahrung einer Erstausstattung fir Bekleidung oder Hausrat erforderlich
sein.

Bei den unter Punkt 3 genannten Sonderbedarfen handelt es sich um Bedarfe, die grundséatzlich
vorrangig nach dem SGB V zu decken sind, d.h. in den meisten Féllen ist die jeweilige
Krankenkasse des Leistungsempféangers vorrangig zustandig.

Bei den im Weiteren genannten Betragen handelt es sich um aktuelle Preise, die im Rahmen einer
Preisermittlung festgestellt wurden. Hierbei wurde grundsatzlich nur das sténdig verflgbare
Sortiment erfasst. Besonders glinstige Sonderangebote, die nur zeitweise angeboten werden,
blieben unbericksichtigt.

Bei den Preisen fir Gebrauchtmdbel handelt es sich um feste Durchschnittswerte, von denen im
Einzelfall abgewichen werden kann.

2. Erstausstattung fiir die Wohnung einschlieBlich Haushaltsgerate
Grinde fur die Erstausstattung kénnen z.B. sein:

e Verlust des Hausrates durch auBergewbdhnliche Umstédnde (z.B. Wohnungsbrand,
Wasserschaden, Schadlingsbefall oder Zerstérung durch Dritte)
Ubertritt aus dem Ausland
e \Volljghrige Kinder (mit Ansprichen nach dem 3. oder 4. Kapitel SGB XIl), die den
elterlichen Haushalt (erstmals) verlassen und die Uber keine eigenen Einrichtungs-
gegenstande verfigen und die von den Eltern diesbezlglich keine Hilfen erhalten
Obdachlosigkeit / Nichtsesshaftigkeit / Erstbezug einer eigenen Wohnung
Umzug aus einer (teil-) méblierten Wohnung in nicht méblierten Wohnraum
Entlassung aus der JVA (nach langer Haftzeit)
Geburt eines Kindes oder erstmalige Aufnahme eines Kindes in den Haushalt (auBer
Pflegekinder).
e Wenn das Kinderbett zu klein geworden ist, Umstieg auf ein normal groB3es Bett

1BSG vom 23.05.13-B 4 AS 79/12 R

Bei Verlust des Hausrates durch aufBergewdhnliche Umstande sind Anspriche gegen eine
(Hausrat-) Versicherung oder Schadensersatzanspriiche gegen Dritte zu prifen.

Bei Trennung bzw. Auflésung von Ehen/Partnerschaften ist nach allgemeiner Lebenserfahrung
davon auszugehen, dass ausreichender Hausrat vorhanden ist. Ggf. kann eine Teilausstattung in
Frage kommen, wenn z.B. notwendige Einrichtungsgegensténde nicht teilbar sind (Einbaukulche,
Doppelbett).

Die Erstausstattung einer Wohnung einschlieBlich Haushaltsgerate muss sich auf das Notwendige
in einfacher und solider Ausflihrung beschranken. Ein Anspruch auf neuwertigen Hausrat besteht
in der Regel nicht. Bei Beziehern niedriger Einkommen ist es ublich, bei der Beschaffung von
Hausrat auch auf gebrauchte Gegenstéande zurlickzugreifen. Dies kann auch Personen, die
entsprechende Hilfen beantragen, zugemutet werden. Hinsichtlich HaushaltgroBgeraten wie z.B.
Kihlschrank, Waschmaschine und Herd kann abweichend bei der Bedarfsbemessung
berlcksichtigt werden, dass die Gerate mit einer guten Energiebilanz angeschafft werden kénnen.
Geschirrspilmaschine und Trockner sind regelmaBig nicht erforderlich und daher Ublicherweise
vom Bedarf nicht umfasst.. Besteht jedoch nach Besonderheiten des Einzelfalls insbesondere bei
Menschen mit Behinderung ein abweichender Bedarf, kommt beispielsweise die Gewahrung einer
Geschirrspllmaschine in Betracht, wenn die leistungsberechtigte Person aus gesundheitlichen
Grinden nicht in der Lage ist, ihren Abwasch per Hand zu erledigten. Ein Fernseher gehért
ebenso nicht zur Erstausstattung einer Wohnung, da es sich weder um einen
Einrichtungsgegenstand noch ein Haushaltsgerat handelt
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Folgende Pauschalen bei der Erstausstattung fur Hausrat werden festgesetzt:

e Ein- Personenhaushalt 1170,-- Euro (- 123,-- Euro)*
e Zwei- Personenhaushalt 1414,-- Euro (- 226,-- Euro)*
e Drei- Personenhaushalt 1810,-- Euro (- 320,-- Euro)*
e Vier- Personenhaushalt 2018,-- Euro (- 434,-- Euro)*
e Finf- Personenhaushalt 2414,-- Euro (- 528,-- Euro)*
e Sechs-Personenhaushalt 2623,-- Euro (- 622,-- Euro)*

Fir jede weitere Person erhdht sich entsprechend des notwendigen Bedarfs die Pauschale des
Sechs-Personen-Haushaltes. Zur Ermittlung dieses Bedarfs sind die in der Anlage 1 aufgefihrten
Richtpreise zu Grunde zu legen.

* Die in Klammern aufgefihrten Betrage sind in Abzug zu bringen, wenn Personen/Haushalte aus
einem Ubergangswohnheim fir Asylbewerber in eine Normalwohnung umziehen. Hierbei handelt
es sich um bereits vom Ressort 204 gewahrte Hilfen fir die Beschaffung von Oberbetten,
Kopfkissen, Bettwasche, Kiichen- und Essgeschirr.

Ist eine leistungsberechtigte Person nicht in der Lage im Rahmen der Selbsthilfeverpflichtung die
gewahrten Gegenstande selber zu transportieren und/oder anzuschlieBen, sind auch diese Kosten
im Rahmen der Erstausstattung zu Gbernehmen.

Erstausstattungen kénnen grundsatzlich nur einmal gewahrt werden. Erfolgt ein erneuter Antrag,
obwohl ausweislich der Akte bereits schon einmal eine derartige Bewilligung erfolgte, handelt es
sich um eine Einzelfallentscheidung, die unter Einbeziehung des Experten/der Expertin zu treffen
ist.

3. Erstausstattung bei Geburt (Hausrat / Kinderwagen)

Bei Geburt ist fir die Erstausstattung fur Hausrat (Kinderbett usw.) eine Pauschale in H6he von
215 Euro (Anlage 2) zu gewahren. Eine Leistungsgewahrung erfolgt grundsatzlich friihestens ab
Beginn des 7. Schwangerschaftsmonats. Sofern kein Kinderwagen vorhanden ist, ist eine Beihilfe
flr einen gebrauchten Kinderwagen mit Zubehdr in Hohe von 110 Euro zu gewahren. Wenn das
Kinderbett zu klein geworden ist, kann eine Beihilfe fir ein normal groBes Bett als
Erstausstattungsgegenstand gewahrt werden. Sofern ein Pflegekind in den Haushalt
aufgenommen wird, werden erforderliche Hilfen flar Einrichtungsgegenstande durch die
wirtschaftliche Jugendhilfe geleistet.

4. Erstausstattung fiir allgemeine Bekleidung
Grinde fur die Erstausstattung an Bekleidung kénnen z.B. sein:

e Verlust der Bekleidung durch Wohnungsbrand

e Obdachlosigkeit / Nichtsesshaftigkeit

e durch Krankheit bedingte Anderung des Gewichtes und dadurch Wechsel von zwei oder

weiteren Kleidergréf3en

e Auftreten einer Behinderung

« Entlassung aus der JVA (nach langer Haftzeit) *
*Bei Haftentlassung wird Strafgefangenen geman § 75 StVollzG Bekleidung von der JVA gestellt,
falls dies erforderlich sein sollte. Diese Bekleidung ist bei der Ermittlung des Bedarfs zu
berlcksichtigten.
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Auf Grund der Preisermittlung wurden bei den Altersstufen deutliche Preisunterschiede festgestellt
und es erfolgt daher eine Pauschalierung in 3 Altersstufen.

Es werden folgende Pauschalen bei der Erstausstattung fir Bekleidung festgesetzt:

e Leistungsberechtigte vom 1. bis 6. Lebensjahr  290,-- Euro
Leistungsberechtigte vom 7. bis 15. Lebensjahr ~ 350,-- Euro
e |eistungsberechtigte ab dem  16. Lebensjahr  425,-- Euro

5. Erstausstattung fiir Bekleidung bei Schwangerschaft

Nach Einschatzung der heutigen Lebensgewohnheit ist davon auszugehen, dass Frauen bis zur
12. Schwangerschaftswoche ihre normale Bekleidung tragen (Ausnahme bei Mehrlings-
schwangerschaften). Im Regelfall ist ab der 13. Schwangerschaftswoche eine Erstausstattungs-
pauschale fir Bekleidung in Héhe von 160 Euro zu gewéhren. Bei einer weiteren Schwangerschaft
innerhalb von weniger als 3 Jahren kann in der Regel davon ausgegangen werden, dass die
Schwangerschaftsbekleidung noch in Teilen vorhanden ist. Dies ist bei der Bedarfsbemessung zu
bertcksichtigen. Eine erneute Gewahrung der Erstausstattung flr Schwangerschaftsbekleidung
kommt nur in Betracht, wenn die leistungsberechtigte Person nachweist oder glaubhaft machen
kann, dass keine Teile der Ausstattung mehr vorhanden sind. (z.B. durch Weitergabe oder nicht
mehr nutzbar)

6. Erstausstattung fiir Bekleidung bei Neugeborenen

Die Erstausstattung fir Bekleidung fir das Neugeborene sollte nicht friher als 2 Monate vor der
Geburt erbracht werden. Wird der Bedarf erst nach der Geburt beantragt, ist die Erstausstattung
dem Kind zuzuordnen und damit kein Bedarf der Grundsicherung oder HIU der Mutter.

Fir die Bekleidung des Kindes ist eine Erstausstattung in Héhe von 120 Euro zu gewahren
(Anlage 2).

Vorrangige Unterhaltsanspriiche z. B. gegen den Kindesvater sind regelmafBig nach § 16151 BGB
zu prifen. Auf freiwillige Leistungen Dritter kann nicht verwiesen werden. (z.B. freiwillige
Leistungen Dritter, Bundesstiftung Mutter und Kind 0.4.)

Wird ein Pflegekind in den Haushalt aufgenommen, werden erforderliche Hilfen durch die wirt-
schaftliche Jugendhilfe geleistet.

7. Erstausstattung fiir Personen, die in einer Einrichtung leben

Liegen die Voraussetzungen flr die Gewahrung einer Erstausstattung fir Bekleidung vor, sollte
der Betrag in H6he von 264,- € (Bekleidungsanteil pro Jahr in RBST 3) nicht Uberschritten werden.

Zudem wird ab 01.01.20 far Bewohner von Einrichtungen der laufende Bedarf an Kleidung und
Schuhen ohne Vorlage eines gesonderten Antrags durch Zahlung einer Pauschale nach § 27 b
Abs. 2 SGB XIlI (siehe Hinweis zu § 27 b) gedeckt.

8. Anschaffung und Reparaturen von orthopadischen Schuhen

8.1 Personen, die krankenversichert sind oder Leistungen im Rahmen von § 264 SGB V
erhalten.

Bei den orthopadischen Schuhen ist sowohl die Anschaffung als auch die Reparatur als
Sonderleistung zu Ubernehmen. Bei der Bewilligung der Leistung ist auf den Leistungsumfang der
Gesetzlichen Krankenversicherung abzustellen.
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Grundsatzlich umfasst die Leistungsverpflichtung der GKV nach ihrem Hilfsmittelverzeichnis:

e orthopadische StraBenschuhe (Erstversorgung zwei Paar, Ersatzbeschaffung zwei Paar
nach zwei Jahren sofern die Instandsetzung nicht mehr moglich/wirtschaftlich ist)

e orthopadische Hausschuhe (Erstversorgung ein Paar, bei Personen, die keine
orthopadischen StraBenschuhe bendtigen (z.B. Rollstuhlfahrer) auch zwei Paar,
Ersatzbeschaffung nach Ablauf von vier Jahren)

e Sport und Badeschuhe im Zusammenhang mit Ubungsbehandlungen im Wasser oder zur
Krankengymnastik oder Erforderlichkeit flir Schulsport (Erstversorgung ein Paar,
Ersatzbeschaffung nach vier Jahren)

e sowie orthopadische Interimsschuhe (nur fir den versorgungsbedurftigen Fuf3, nur wahrend
der frihen Krankheits-/Rehabilitationsphase.

FOr die Anschaffung orthopadischer Arbeitssicherheitsschuhe (z.B. in einer WfbM) besteht
vorrangig die Leistungspflicht des Rehabilitationstragers.2

2BSG vom 26.07.1994 — 11 RAr 115/93

Weil die Leistungspflicht der GKV sich nur auf das eigentliche Hilfsmittel beschrankt und nicht den
Schuh als Gebrauchsgegenstand des taglichen Lebens als solches umfasst, miissen Versicherte
bei der Versorgung mit orthopadischen Schuhen einen Eigenanteil leisten, der bis zu 76 Euro pro
Paar betragen kann zuziiglich zu der regularen gesetzlichen Zuzahlung nach § 61 SGB V von 10
Euro.

Sofern die Leistungsberechtigten gesetzlich krankenversichert sind bzw. soweit die Ubernahme
der Behandlungskosten nach § 264 SGB V erfolgt, hat der Sozialhilfetrager die Eigenanteile im
Rahmen des § 31 Abs. 3 Nr. 3 SGB Xll zu Ubernehmen, ungeachtet der Tatsache, dass in der
Regelleistung bereits Leistungen fiir die Beschaffung von Schuhen enthalten sind. Wegen der
Ausgestaltung der Regelleistung als Pauschale unterbleibt jedoch eine Herausrechnung des im
Regelsatz enthaltenen Anteils fir die Beschaffung von Schuhen. Die regulare gesetzliche
Zuzahlung nach § 61 SGB V von 10 € hat allerdings aus dem Regelsatz zu erfolgen.

Die oben genannten Regelungen gelten weitestgehend auch flr die im Basistarif der privaten
Krankenversicherung versicherten Antragsteller.

8.2 Personen, die nicht krankenversichert sind und keine Leistungen im Rahmen von
§ 264 SGB V erhalten.

Bei nicht krankenversicherten Personen bzw. nicht nach § 264 SGB V — Betreuten ist sowohl die
Anschaffung als auch die Reparatur von orthopadischen Schuhen nach § 48 SGB XII im

Bedarfsfall nach é&rztlicher Verordnung =zu Ubernehmen. Hinsichtlich der Anzahl der
tbernahmefahigen Verordnungen wird auf die Aufstellung unter Punkt 8.1 verwiesen. Eigenanteile
und Zuzahlungen sind nicht zu verlangen.

9. Reparatur von therapeutischen Geraten und Ausrustungen, Miete von therapeutischen
Geraten / Brillen

Auch die therapeutischen Gerate sind Hilfsmittel im Sinne des
§ 33 SGB V und Leistungen daftr daher vorrangig durch die Krankenkasse zu erbringen.

Die Kosten fir die Anschaffung der therapeutischen Gerate und Ausriistungen kénnen vom
Sozialhilfetrdger daher nicht Gbernommen werden. Dies gilt auch dann, wenn die Krankenkasse
die Ubernahme der Kosten zuvor wegen fehlender Anspruchsvoraussetzungen nach § 33 SGB V
abgelehnt hat oder der Leistungsberechtigte Hilfsmittel gewahlt hat, die Gber das Mal3 des
Notwendigen hinausgehen.

Stand 11 2021



Einmalige Bedarfe § 31 SGB XII

Versicherte einer Krankenkasse haben gem. § 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V einen Anspruch auf
Hilfsmittel, wenn sie im Einzelfall erforderlich sind, um den Erfolg einer Krankenbehandlung zu
sichern, einer drohenden Behinderung vorzubeugen oder eine Behinderung auszugleichen. Der
Anspruch umfasst auch die notwendige Anderung, Instandsetzung und Ersatzbeschaffung von
Hilfsmitteln. Daher werden diesbezlgliche Antrage auf Kostenlbernahme durch den
Sozialhilfetrager in der Regel unter Hinweis auf die Vorrangigkeit der Kassenleistung abgelehnt
werden missen. Die geforderte gesetzliche Zuzahlung von max. 10 Euro ist aus dem Regelsatz zu
bestreiten.

Die Ubernahme der Reparatur- oder Mietkosten fir  Hilfsmittel durch  die
Krankenkasse/Pflegekasse ist dann ausgeschlossen, wenn die Hilfsmittel als allgemeine
Gebrauchsmittel des taglichen Lebens anzusehen oder die Hilfsmittel nach § 34 Abs. 4 SGB V
ausgeschlossen sind. Ebenso verhalt es sich bei Hilfsmitteln, deren Abgabepreis gering oder
deren therapeutischer Nutzen nicht gesichert ist. In all diesen Féllen leistet auch der
Sozialhilfetrager nicht. Sofern Leistungsberechtigte Hilfsmittel wéhlen, die Uber das notwendige
Maf3 hinausgehen, haben sie die Folgekosten (u.a. Reparaturen) selbst zu tragen.

Ein Leistungsanspruch aus § 31 SGB Xll ergibt sich ausschlieBlich auf die Reparatur- und
Mietkosten therapeutischer Gerate und Ausristungen.

Vor Anerkennung des Bedarfs der Reparatur ist die Leistungspflicht vorrangiger Leistungstrager zu
prufen. (z.B. Krankenversicherung, zustédndige Rehabilitationstrager, Rentenversicherungstrager)
Der Sozialleistungstrager, der die Erstbeschaffung des Therapiegerats bewilligt hat, muss in der
Regel auch die notwenigen Kosten zum Betrieb des Hilfsmittels Gbernehmen. Ggfls. ist auch zu
prufen, ob eine kostenlose Reparatur vom (urspringlichen) Fachhandler méglich ist.

Therapeutische Gerate und Ausristungen kénnen sein: Elektrische und feinmechanische
Gebrauchsgtter wie Horgerate, Massagegerate, Blutzucker- und Blutdruckmessgerate, Sehhilfen
etc. sowie therapeutische Erzeugnisse wie Einlagen fir Schuhe, Prothesen, Krankenfahrstlhle, -
betten und Gehstécke.

Kosten fur Ersatzbeschaffungen von Verbrauchsmaterialien (z.B. Batterien) gehdren nicht zu den
Reparaturkosten.

Brillen:

Brillen fallen nach der BSG Rechtsprechung (Urteil vom 25.10.17 — B 14 AS 4/17 R und 18.07.19-B 8
SO 13/18 R) unter den Begriff der therapeutischen Gerate.

Volljahrige Versicherte kénnen unter bestimmten Umstanden (z.B. bei Kurzsichtigkeit > 6 Dioptrien
oder Weitsichtigkeit > 4 Dioptrien bei jeweiliger Hornhautverkrimmung) seit April 2017 Leistungen
fir die Anschaffung von Brillenglasern (nicht Gestelle) durch die GKV erhalten. Fir notwendige
Reparaturen an Brillen kann grundsatzlich eine einmalige Leistung gewéahrt werden. Eine Leistung
fr beschadigte Glaser kann jedoch bei Versicherten u.U. Uber die Krankenkasse erfolgen (s.o.).

Eine einmalige Beihilfe zur Reparatur einer Brille kann gewahrt werden, wenn die Brille durch die
Reparatur grundsatzlich in einen funktionsfahigen defektfreien Zustand zurlickversetzt wird, in dem
sie vor Schadenseintritt war.

Wird bei der Reparatur der Brille ein Austausch der Brillenglédser vorgenommen aufgrund einer
relevanten Sehstarkenveranderung, die medizinisch indiziert ist, handelt es sich nicht mehr um
eine bloBe Reparatur der Brille, sondern um eine Neuanschaffung, die aus dem Regelsatz zu
bestreiten ist.

Von einer relevanten Sehstarkenveranderung kann ausgegangen werden, wenn eine Anderung
der Refraktionswerte um mindestens 0,5 dpt vorliegt. Dies ist schon gegeben, wenn z.B. der
Refraktionswert des einen Auges um 0,25 dip zugenommen und des anderen um 0,25 dip
abgenommen hat.

Stand 11 2021



Einmalige Bedarfe § 31 SGB XII

Damit ergibt sich fir Brillen folgendes:

- Reparatur Glaser/Gestell ohne relevante Sehstarkenveréanderung
— Anspruch auf Beihilfe nach § 31 SGB XI|

- Reparatur mit relevanter Sehstéarkenveranderung
— im Regelsatz, wenn erforderlich Darlehen nach § 37 SGB XI|

- Komplette Neuanschaffung
— im Regelsatz, wenn erforderlich Darlehen nach § 37 SGB XII

10. Beihilfen fiir Personen auBerhalb eines laufenden Leistungsbezuges

Auch wenn keine laufenden Leistungen nach dem SGB XIlI bezogen werden, sind geman
§ 31 Abs. 2 SGB XII Beihilfen zu gewahren, wenn die nachfragende Person die persénlichen
Voraussetzungen der Grundsicherung erflllt (Altersgrenze, dauerhaft voll erwerbsgemindert, im
Eingangsverfahren/Berufsbildungsbereich der WfbM oder im Ausbildungsverhaltnis mit
Ausbildungsbudget §61a SGB Xl steht) und das Einkommen oder Vermdgen nicht ausreicht, um
den in der Sondersituation anfallenden, einmaligen Bedarf zu decken.

Personen, die dem Grunde nach Anspruch auf Leistungen nach dem SGB Il haben, sind an das
Jobcenter zu verweisen, da es auch hier gleiche Hilfemdglichkeiten gibt, auch auBerhalb eines
laufenden Bezuges von ALG 2.

Beispiel:
Eine alleinstehende Person kann den monatlichen Lebensunterhalt selber decken und verfligt Gber
verwertbares Vermégen in Héhe von 500,- €.

Bedarf Eigene Mittel
Regelbedarf 432,00 €
Kosten der Unterkunft 400,00 € | Einkommensiiberschuss 100,00 €
Gesamtbedarf: 832,00 € | Einzusetzendes Vermdgen 500,00 €
Anzurechnendes EK 932,00 €
Einkommensiiberschuss 100,00 €

Nach einem Wohnungsbrand besteht ein Bedarf in Héhe von 2.000,- € firr die Erstausstattung der
Wohnung und Bekleidung. Anspriiche gegen Dritte bestehen nicht.

Lésung Eigene Mittel
Einmaliger Bedarf Erstausstattung Einkommensuberschuss
Wohnung und Bekleidung 100 €
2.000 €

Einzusetzendes Vermdgen tber
Zahlungsanspruch Schonbetrag
1.400 € 500 €

Wenn das Einkommen den einfachen Bedarfssatz Gbersteigt, kann auch der Ubersteigende Betrag
in siebenfacher H6he (Antragsmonat und 6 Folgemonate) als Eigenanteil berlcksichtigt werden.
Hierbei handelt es sich um eine Ermessensentscheidung. Im Einzelfall kann daher auch von der
Anrechnung des Einkommens vollstandig oder teilweise abgesehen werden. Sinn und Zweck der
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Norm ist es, die leistungsnachsuchende Person fur die einmaligen Leistungen auf die Mdglichkeit
des Sparens verweisen zu kénnen. Beziglich der Verfahrensweise Anrechnung ist auch der
zeitliche Zusammenhang zu bertcksichtigen und zwischen unausweichlichem und ausweichlichem

Bedarf zu unterscheiden. Soweit es sich um einen ausweislichen Bedarf handelt, kann die
Einkommensanrechnung in der Form erfolgen, dass das Einkommen, das voraussichtlich
zwischen Entscheidungsmonat und Bedarfsfall erzielt wird, von der zu bewilligenden Leistung
abgezogen wird.

Beispiel:

Eine alleinstehende schwangere Frau kann den individuellen Lebensunterhalt selbst decken. Im 4.
Schwangerschaftsmonat (Februar) beantragt sie eine Babyausstattung fiir das erste Kind in Héhe
von 580,- €. Der Entbindungstermin liegt im August.

Bedarf Eigene Mittel

Regelbedarf 432,00 €

Mehrbedarf § 30 Abs. 2 73,44 €

Kosten der Unterkunft 400,00 € | Einkommensiberschuss 327,00 €
Gesamtbedarf: 905,44 €

Anzurechnendes EK 1.232,44 €

Einkommensiiberschuss 327,00 €

Der Einkommenstiberschuss (327,- €) im Entscheidungsmonat ist geman Absatz 2 Satz 1 auf den
Bedarf anzurechnen. Da es sich um einen ausweichlichen Bedarf handelt, kann der
Einkommensiberschuss vom Antragsmonat Februar bis zum Zeitpunkt, wo der Bedarf erforderlich
wird zu Beginn des achten Schwangerschaftsmonats berticksichtigt werden:

4 x 327,- € = 1.308,- € (Einkommensiberschuss Méarz bis Juni)

Damit ist die nachfragende Person in der Lage den Bedarf in Hohe von 580,- € in vollem Umfang mit
dem Einkommensiiberschuss zu decken und der Antrag dementsprechend abzulehnen.
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Richtpreise für Hausrat, Lampen, Bettwerk und Kinderbedarfsgegenstände


Auf Grund der Preisermittlungen für Hausrat und Kinderbedarfsgegenstände, durchgeführt bei örtlichen An- und Verkaufsläden, Zeitungsanzeigen WZ u. Wuppertaler Rundschau, Möbeldienst und anderen Einrichtungen der Wuppertaler Wohlfahrtsverbände, Wuppertaler Geschäfte und Versandhäuser ergeben sich folgende Richtpreise:


Bei den mit einem * gekennzeichneten Artikeln handelt es sich um Preise für Gebrauchtwaren.

Bei den mit einem * gekennzeichneten Elektrogeräten, werden Altgeräte meist mitgenommen und Gebrauchtgeräte für einen Preis von 22,50 bis 26 € geliefert.

**Kostenvoranschlag


Bei den Preisen für Gebrauchtmöbel handelt es sich um feste Durchschnittswerte, von denen im Einzelfall abgewichen werden kann.

		Hausrat

		Richtpreise



		Küchenschrank mit Aufsatz




		60,00*


 



		Küchenhängeschrank bis 1 m 

		20,00*


 



		Küchenhängeschrank ab 1 m

		25,00*


 



		Küchenunterschrank bis 1 m

		22,50*


 



		Küchenunterschrank ab 1 m

		45,00*


 



		Arbeitsplatte, 38 mm, je Meter einschließl. Zuschnitt

		30,50



		Küchenstuhl

		5,00*


 



		Küchentisch

		20,00*



		Küchentisch ab 5 Pers.

		40,00*



		Pauschale für Erstausstattung


mit Küchen- und Essgeschirr

		1. Person

		150,00



		

		jede weitere Person

		30,00



		Gasherd

		80,00*


 



		Elektroherd 4 Platten

		90,00*


 



		Anschlusskosten Gas- oder Elektroherd 

		je nach KV** ortsansässiger Firmen






		Zweiflächige Elektrokochplatte

		40,00



		Kühlschrank

		80,00*


 



		Waschmaschine (bis 800 U/min)

		170,00*


 



		Spüle mit Unterschrank (Breite 1 m)

		60,00



		Spültisch- Armaturen

		25,00



		Spültisch- Rohre mit Siphon (Universal- Set)

		6,50



		Kohleofen

		350,00



		Anschluss- und Materialkosten Kohleofen  

		je nach KV**ortsansässiger Firmen



		Staubsauger




		50,00



		Bügeleisen

		13,00



		Radio

		15,00



		Fernsehgerät

		80,00



		Zimmerantenne (mit Verstärker)

		20,00



		Bettgestell mit Rahmen und Matratze

		60,00*


 



		Bettgestell mit Rahmen und Matratze

		150,00



		Matratze

		80,00



		Kleiderschrank

		bis 1 m

		50,00*


 



		

		bis 2 m

		110,00*


 



		

		ab 2 m

		150,00*


 



		Komplettes Schlafzimmer

		250,00*


 



		Wohnzimmer-schrank

		Ein- u Zwei- Personenhaushalte

		150,00*


 



		

		Drei- u Vier- Personenhaushalte

		200,00*



		

		Fünf- u Sechs- Personenhaushalte

		250,00*



		Sitzgelegenheit Wohnzimmer, je

		26,00*


 



		Wohnzimmertisch

		30,00*


 



		Spiegel

		10,00



		Lampen

		Richtpreise



		Wohn-, Schlaf- u. Kinderzimmer

		15,00


 



		Küche/Diele/Bad

		10,00


 



		Bettwerk

		Richtpreise



		Oberbett für Erwachsene

		30,00



		Kopfkissen für Erwachsene

		10,00



		Oberbett und Kopfkissen für Kinder- 2-teilig

		25,00



		Wolldecke

		15,00



		Bettwäsche (Bett- und Kissenbezug) für Erwachsene

		15,00



		Bettwäsche (Bett- und Kissenbezug) für Kinder

		10,00



		Betttuch für Erwachsene 

		10,00



		Betttuch für Kinder

		5,00



		Kinderartikel

		Richtpreise



		Kinderbett mit Rahmen

		80,00



		Kinderbettmatratze

		30,00



		Gummiunterlage

		12,00



		Wickelauflage

		15,00



		Kinderwagen mit Zubehör

		110,00*



		Sportwagen/Buggy mit Zubehör

		50,00*


 



		Sommerfußsack

		15,50*


 



		Winterfußsack

		26,00*


 



		Hochstuhl

		30,00*


 



		Kinderbadewanne mit Gestell

		12,00 
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Die Bekleidungspauschale für Neugeborene setzt sich wie folgt zusammen: 


· 12 Windeln (Mullwindeln), 

· 5 Mullwaschläppchen, 

· 4 Bodys 

· 4 Baumwolloberteile 

· 2 Moltontücher 

· 2 Strampler, 

· 6 Frotteehöschen, 

· 1 Badetuch, 

· 1 Ausfahrgarnitur, 

· 5 Milchflaschen mit Sauger, 

· 2 Teeflaschen mit Sauger und 

· 1 Babybadewanne.

In der Erstausstattung Hausrat für Neugeborene sind folgende Gegenstände enthalten: 


· Kinderbett mit Rahmen und Kinderbettmatratze, 


· ein Kleiderschrank, 


· eine Wickelauflage, 


· ein Oberbett 


· ein Kopfkissen und


· eine Garnitur Bettwäsche (Betttuch, Bett- und Kissenbezug). 
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1. Richtpreise Bekleidung für männliche Personen

		Artikel

		bis 6 Jahre

		7 - 15 Jahre

		ab 16 Jahre



		

		

		

		



		

		€

		€

		€



		Wintermantel/-jacke

		31,00   

		40,00   

		79,00   



		Parka

		24,00

		40,00

		50,00



		Übergangsanorak/Anorak

		24,00   

		25,00   

		50,00   



		Anzug

		-

		60,00   

		80,00   



		Jacke/Blazer/Sakko

		-

		22,00   

		40,00   



		Hose lang oder Jeans

		16,00   

		19,00   

		29,00   



		Hose kurz

		13,00   

		16,00   

		20,00   



		Gürtel/Hosenträger

		-

		9,00

		12,00



		Pullover

		11,00   

		15,00   

		19,00   



		Strickjacke

		15,00   

		20,00   

		29,00   



		Oberhemd/Sporthemd

		7,50   

		12,00   

		17,00   



		Unterhemd/ T-Shirt

		3,00

		3,00

		4,00



		Unterhose

		1,50

		2,00

		3,00



		Schlafanzug

		12,00   

		13,00   

		15,00   



		Socken

		2,50

		3,00

		3,00



		Trainingsanzug

		14,00   

		19,00   

		39,00   



		Turnhose

		5,00   

		5,50   

		-



		Turnhemd

		5,00   

		5,50   

		-



		Badehose

		13,00   

		15,00   

		19,00   



		Bademantel

		17,00   

		20,00   

		29,00   





2. Richtpreise Bekleidung für weibliche Personen


		Artikel

		bis 6 Jahre

		7 - 15 Jahre

		ab 16 Jahre



		

		

		

		



		

		€

		€

		€



		Wintermantel/-jacke

		31,00   

		40,00   

		79,00   



		Parka

		24,00

		25,00

		50,00



		Sommer-/Übergangsmantel

		24,00   

		25,00   

		50,00   



		Kleid

		17,00   

		24,00   

		29,00   



		Rock

		16,00   

		19,00   

		25,00   



		Pullover

		11,00   

		15,00   

		23,00   



		Bluse/T-Shirt

		7,50   

		12,00   

		19,00   



		Strickjacke

		15,00   

		20,00   

		35,00   



		Hose lang oder Jeans

		16,00   

		19,00   

		25,00   



		Gürtel

		-

		9,00

		12,00



		Unterhemd

		3,00

		3,00

		4,00



		Unterhose

		1,50

		2,00

		3,00



		Büstenhalter

		-

		12,00

		15,00



		Hüfthalter

		-

		-

		25,00   



		Socken/Strumpfhose

		2,50

		3,00

		3,00



		Nachtkleidung

		12,00   

		13,00   

		15,00   



		Kittel/Schürze

		-

		-

		15,00



		Turnhose

		5,00   

		5,50   

		6,50   



		Turnhemd

		5,00   

		5,00   

		5,50   



		Gymnastik-, Trainingsanzug

		14,00   

		19,00   

		38,00   



		Badeanzug

		13,00   

		15,00   

		19,00   



		Bademantel

		17,00   

		20,00   

		28,00   





3. Richtpreise Schuhe für männliche und weibliche Personen

		Artikel

		bis Größe 

		Größe

		ab Größe



		

		28

		29 - 37

		38



		

		

		

		



		

		€

		€

		€



		Schuhe

		17,00   

		29,00   

		38,00   



		Sandalen

		12,00   

		19,00   

		19,00   



		Turnschuhe

		12,00   

		19,00   

		19,00   



		Hausschuhe

		5,00   

		9,00   

		10,00   



		Gummistiefel

		7,00   

		10,00   

		12,00   
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Gesetzestext:

§ 31 Einmalige Bedarfe

(1) Leistungen zur Deckung von Bedarfen fur

1. Erstausstattungen fir die Wohnung einschlief3lich Haushaltsgeraten,

2. Erstausstattungen fur Bekleidung und Erstausstattungen bei Schwangerschaft und
Geburt sowie

3. Anschaffung und Reparaturen von orthopadischen Schuhen, Reparaturen von thera-
peutischen Geréten und Ausristungen sowie die Miete von therapeutischen Geraten
werden gesondert erbracht.

(2) 1 Einer Person, die Sozialhilfe beansprucht (nachfragende Person), werden,
auch wenn keine Regelsatze zu gewéhren sind, fir einmalige Bedarfe nach Absatz 1
Leistungen erbracht, wenn sie diese nicht aus eigenen Kraften und Mitteln vollstandig de-
cken kann. ; In diesem Falle kann das Einkommen beriicksichtigt werden, das sie inner-
halb eines Zeitraums von bis zu sechs Monaten nach Ablauf des Monats erwerben, in
dem Uber die Leistung entschieden worden ist.

(3) 1 Die Leistungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2 kdnnen als Pauschalbetrage
erbracht werden. ; Bei der Bemessung der Pauschalbetrage sind geeignete Angaben
uber die erforderlichen Aufwendungen und nachvollziehbare Erfahrungswerte zu beriick-
sichtigen.

Zu Absatz 1:

31.1.0 (Regelungsziel)

1Absatz 1 regelt abschlieRend die Bedarfe, fur die einmalige Leistungen zusatz-
lich erbracht werden. » Grundsatzlich sind mit dem Regelbedarf auch gréRere Anschaffun-
gen abgedeckt, die durch Ansparung zu finanzieren sind. 3 Flr solche Ausgaben sind ge-
wisse Rucklagen zu bilden, indem das Uber die Regelsatze zur Verfligung stehende
Budget nicht regelmafig in jedem Monat vollstandig ausgegeben wird. 4 Die hier aufge-
fuhrten Bedarfe sind ausdriickliche Ausnahmen, die nicht vom Regelbedarf erfasst und
deshalb nicht aus dem monatlichen Regelsatz zu finanzieren sind. s Aufgrund des ab-
schlielRenden Charakters der Vorschrift kbnnen diese Ausnahmen nicht ausgeweitet wer-
den.

31.1.1 (Verfahren)

1 Leistungen nach 8§ 42 Nummer 2 in Verbindung mit 8 31 werden nur auf geson-
dert zu stellenden Antrag gewahrt. - Soweit ein beantragter einmaligen Bedarf mangels
notwendiger Voraussetzungen nicht bewilligt wird, ist eine darlehensweise Gewahrung zu
prufen.
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31.1.2 (Erstausstattung der Wohnung einschlief3lich Haushaltsgeréaten)

(1) 1 Fur die Anerkennung des einmaligen Bedarfs fur die Erstausstattung einer
Wohnung einschlief3lich Haushaltsgeraten ist Voraussetzung, dass der Bedarf tatséachlich
besteht, also die Wohnungsausstattung bzw. das einzelne Haushaltsgerét nicht vorhan-
den ist. ; Dies ist nicht der Fall, solange die Erstausstattung bzw. Teile der Erstaustattung
von Dritten wie dem Vermieter oder haushaltsangehérigen Personen der leistungsberech-
tigten Person zur Verfigung gestellt werden. 3 Weitere Voraussetzung ist die erstmalige
Anschaffung der Wohnungsausstattung oder einzelner fur das Wohnen erforderlicher Ge-
genstande. 4 Diese liegt dann vor, wenn die leistungsberechtigte Person vorher nicht im
Besitz einer Wohnungsausstattung oder einzelner fiir das Wohnen erforderlicher Gegen-
stande war. s Typischer Fall der Erstausstattung ist der erstmalige Bezug einer Wohnung
nach Auszug aus dem Elternhaus. ¢ Einer Erstausstattung bedarf es auch bei Auszug aus
einer teilmoblierten Wohnung oder einer Einrichtung, in der die Wohnungsausstattung ge-
stellt wurde, wie beispielsweise in besonderen Wohnformen, Frauenh&usern oder Haftan-
stalten. 7 Auch nach einer Trennung und dem folgenden Bezug einer Wohnung kann der
Bedarf fur eine Erstausstattung bestehen, wenn die Wohnungsausstattung oder Teile da-
von beim Partner oder der Partnerin verbleiben und sich ein etwaiger Anspruch auf Her-
ausgabe nicht zeitnah realisieren lasst.

(2) 1 Die Erstausstattung ist von der notwendigen Ersatzbeschaffung einzelner
Einrichtungsgegenstande nach Verschleil3, Weggabe oder Zerstérung durch die leistungs-
berechtigte Person oder Haushaltsangehdorige abzugrenzen. ; Dieser Bedarf ist vom Re-
gelbedarf gedeckt. 3 Es ist kein Bedarf fiir eine Erstausstattung anzuerkennen.

(3) 1 Kein Fall der Ersatzbeschaffung, sondern der anzuerkennenden Erstaus-
stattung liegt vor, wenn von auf3en einwirkende au3ergewthnliche Umstande auftreten, in
deren Folge die Zerstorung oder die Unbrauchbarkeit der gesamten wohnraumbezogenen
Gegenstande oder eines erheblichen Teils eingetreten ist. ; Solche auRergewdhnlichen
Umstande sind bspw. ein Wohnungsbrand, ein Wasserschaden, Schadlingsbefall oder die
Zerstorung des Wohnungsinventars durch Dritte. 3 Dabei ist zunachst zu prifen, ob An-
spruche gegen eine (Hausrat-) Versicherung oder Schadensersatzanspriche gegen Dritte
bestehen.

(4) 1 Eine Wohnungsausstattung umfasst die wohnraumbezogenen Gegen-
stande, die eine geordnete Haushaltsfihrung und ein an den herrschenden Lebensge-
wohnheiten orientiertes Wohnen ermdglichen. > Der Anspruch muss sich nicht auf eine
komplette Ausstattung beziehen, sondern kann sich auch auf Einzelgegenstande be-
schranken, wenn nur diese erstmalig oder nach einem Schadensereignis (siehe Absatz 3
Satz 2) bengétigt werden. 3 Im Einzelnen kénnen von der Erstausstattung inshesondere
umfasst sein: Gardinen, Lampen, die Kiichenausstattung (einschlief3lich Kuihlschrank und
einer Grundausstattung an Kochgeschirr und Kiichengeraten), Mébel, eine Grundausstat-
tung an sonstigen Haushaltsgeraten wie Staubsauger und Bligeleisen, Matratze und Bett-
zeug und eine Waschmaschine. 4 Geschirrspilmaschine und Trockner sind fiir eine geord-
nete Haushaltsfiilhrung und ein an den herrschenden Lebensgewohnheiten orientiertes
Wohnen regelmafiig nicht erforderlich und daher tblicherweise vom Bedarf nicht umfasst.
s Ein Fernseher gehdort ebenso nicht zur Erstausstattung einer Wohnung, da es sich weder
um einen Einrichtungsgegenstand noch ein Haushaltsgeréat handelt. ¢ Nicht unter die
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Norm fallen auch die Kosten der Einzugsrenovierung (Teppichboden, Tapeten, etc.). 7 Ist
die leistungsberechtigte Person im Rahmen ihrer Selbsthilfeverpflichtung nicht in der
Lage, die gewahrten Gegensténde selbst zu transportieren und/oder anzuschlief3en, so
sind auch diese Kosten im Rahmen der Erstausstattung zu tbernehmen.

(5) 1 Zur Bedarfsbemessung ist es ausreichend, wenn die Ausstattung grundle-
genden Bedurfnissen genligt und im unteren Segment des Einrichtungsniveaus liegt. » Es
kann daher auf die Anschaffungskosten entweder fiir neue einfache Mdbel im unteren
Preissegment oder fur gut erhaltene gebrauchte Mébel und Haushaltsgerate abgestellt
werden. z Insbesondere bei der Mdbel- und Haushaltsgerateanschaffung greifen auch
Personen unterer Einkommensgruppen auf Gebrauchtmdébel zuriick. 4 Durch die vorhan-
denen Strukturen von Sozialkaufhdusern und durch den Zuwachs von Privatverkdufen im
Internet ist von einem ausreichenden Markt fir Gebrauchtmébel und Haushaltsgerate
auszugehen. s Hinsichtlich Haushaltgrof3geraten wie z. B. Kihlschrank, Waschmaschine
und Herd kann abweichend bei der Bedarfsbemessung bericksichtigt werden, dass Ge-
réte mit einer guten Energiebilanz angeschafft werden kénnen. s Zur pauschalierten Leis-
tungserbringung vgl. 31.3.

31.1.3 (Erstausstattung Bekleidung)

(1) 1 Fur die Anerkennung eines Bedarfs fur die Erstausstattung mit Bekleidung
ist es erforderlich, dass die vollstandige Bekleidung erstmalig angeschafft werden muss.
» Dies ist regelmaRig der Fall, wenn auRergewdhnliche Umsténde zum Verlust der Beklei-
dung gefuhrt haben. 3 In Betracht kommt dies bspw. nach einem Wohnungsbrand oder
nach Obdachlosigkeit, soweit der Bedarf noch nicht angemessen aus einer Kleiderkam-
mer gedeckt wurde. 4 Auch ein vollstandig neuer Bedarf an Kleidung aufgrund von Krank-
heit die bspw. eine starke Gewichtsveranderung verursacht oder aufgrund des Auftretens
einer Behinderung ist denkbar. s Nicht anzuerkennen ist eine Erstausstattung fir Beklei-
dung hingegen aufgrund allgemeinen Verschleil3es oder Gewichtsveranderung aufgrund
veranderten Ernahrungsverhaltens.

(2) 1 Einzelne Bekleidungsstiicke sind dagegen grundsatzlich aus dem Regelsatz
zu finanzieren. , Die gilt auch fir teurere Kleidungssticke (z. B. Wintermantel) oder Klei-
dungsstlcke fur besondere Anlasse (z. B. Hochzeitskleid).

(3) 1 Strafgefangenen wird bei Entlassung gemaf § 75 StVollzG erforderlichen-
falls Bekleidung von den Justizvollzugsanstalten gestellt. » Diese Bekleidung ist bei der Er-
mittlung des Bedarfs zu berlcksichtigen.

(4) 1 Der Bekleidungsbedarf umfasst eine Ausstattung an Sommer- und Winterbe-
kleidung. > Im Einzelnen kdnnen unter anderem vom Bedarf umfasst sein: Jacken, Hosen,
Kleider, Rocke, Pullover, Hemden, Blusen, T-Shirts, Schuhe, Nachtwéasche, Unterwasche,
Strumpfe.
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(5) 1 Zur Bedarfshemessung ist ausreichend, wenn die Ausstattung grundlegen-
den Bediirfnissen genigt. » Die leistungsberechtigte Person kann daher auf die Anschaf-
fungskosten entweder fir neue Kleidung im unteren Preissegment oder flir gebrauchte
Kleidung (aulRer fur Unterwdsche und Strimpfe/Strumpfhosen) verwiesen werden. 3 Auch
ein Verweis auf bestehende Kleiderkammern der 6ffentlichen Hand ist zulassig. 4+ Zur pau-
schalierten Leistungserbringung vgl. 31.3.

31.1.4 (Erstausstattung Schwangerschaft und Geburt)

(1) 1 Anlasslich von Schwangerschaft und Geburt ist ein einmaliger Bedarf fur die
Erstausstattung des Kindes sowie Schwangerschaftsbekleidung anzuerkennen. ; Der Be-
darf ist grundsatzlich bei jeder Geburt anzunehmen. 3 Ab der zweiten Schwangerschatft ist
aber zu prifen, ob Teile der Erstausstattung (insbesondere Gegenstande mit langerer
Haltbarkeitsdauer wie Kinderwagen etc.) und Schwangerschaftskleidung noch in Teilen
vorhanden sind, sodass der Bedarf dann teilweise oder ganz bereits gedeckt ist. s Wenn
die letzte Geburt noch nicht lange zurlickliegt (typischerweise ein Zeitraum von weniger
als drei Jahren), kann in der Regel davon ausgegangen werden, dass die Schwanger-
schaftsbekleidung und Erstausstattung noch in Teilen vorhanden ist. s Dies ist bei der Be-
messung der Hohe des anzuerkennenden Bedarfs zu berlicksichtigen. ¢ Etwas Anderes
gilt nur, wenn die leistungsberechtigte Person nachweisen oder glaubhaft machen kann,
dass tatsachlich keine Teile der Ausstattung mehr vorhanden - weil sie zum Beispiel wei-
tergegeben worden sind - oder nicht mehr nutzbar sind.

(2) 1 Der Bedarf umfasst die Schwangerschaftsbekleidung, die Bekleidung des
neugeborenen Kindes sowie die Anschaffung aller Mébel und sonstigen Gegenstande, die
fur ein neugeborenes Kind bendtigt werden. > Insbesondere kénnen vom Bedarf umfasst
sein: Umstandskleid, Umstandshose, Umstandsbluse, Pullover, Unterwésche, Kinderklei-
dung, Windeln, Strampler, Latzchen, Schlafsack, Wickeltisch und Auflage, Kinderbett mit
Matratze, Kinderbadewanne, Kinderwagen mit Zubehor. 3 Die leistungsberechtigten Per-
sonen kénnen zur Deckung ihres Bedarfs entweder auf neue Ausstattungsgegenstande
bzw. Kleidung im unteren Preissegment oder auf gebrauchte Ausstattungsgegenstande
bzw. Kleidung (aul3er fir Unterwasche und Strimpfe) verwiesen werden. 4 Der nach § 30
Absatz 2 zu gewahrende Mehrbedarf fir werdende Mutter bleibt bei der Festsetzung der
einmaligen Leistung auf3er Betracht.

(3) 1 Der Bedarf fur die Schwangerschaftskleidung und der Bedarf fir das neuge-
borene Kind ist rechtzeitig zu erbringen. » Der Bedarf fur die Schwangerschaftsbekleidung
kann ab der 13. Schwangerschaftswoche und der Bedarf fir das neugeborene Kind sollte
bis zu zwei Monate vor dem voraussichtlichen Entbindungstermin erbracht werden. ; Denn
nur so kdnnen die erforderlichen Anschaffungen rechtzeitig erfolgen. 4 Soweit der Bedarf
fur die Erstausstattung erst nach der Geburt des Kindes beantragt wird, ist dieser dem
Kind zuzuordnen und damit kein Bedarf der Grundsicherung.

(4) 1 Vorrangige Unterhaltsanspriiche z. B. gegen den Vater des Kindes sind re-
gelmaRig nach 8 1615| BGB zu prifen. » Auf freiwillige Leistungen Dritter, wie z. B. der
Bundesstiftung Mutter und Kind, kann nicht verwiesen werden. ; Leistungen der Bun-
desstiftung Mutter und Kind sind zudem nicht als Einkommen anzurechnen. s Gewéhrte
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Leistungen kdnnen aber dazu fihren, dass ein Bedarf bereits gedeckt und somit nicht
mehr als Erstausstattung zu berlcksichtigen ist.

31.1.5 (Anschaffung und Reparatur orthopadischer Schuhe)

(1) 1 Fur die Anschaffung von orthopadischen Schuhen und deren Reparatur ist
ein einmaliger Bedarf anzuerkennen. ; Ein orthopadischer MaRRschuh ist ein spezieller
Schuh, der i. d. R. vom Orthopéadietechniker angefertigt wird und die Aufgabe hat, ge-
sundheitliche Beschwerden zu lindern. ;3 Aber auch konfektionierte Spezialschuhe fir ein-
zelne Krankheitsbilder wie bspw. Rheuma, Diabetes mellitus oder Angioneuropathie sind
vom Begriff des orthopadischen Schuhs umfasst. 4 Der Bedarf besteht, wenn die leis-
tungsberechtigte Person die Erforderlichkeit der Anschaffung durch Attest oder den Repa-
raturbedarf durch Attest oder bei Offenkundigkeit Ermdglichung der Inaugenscheinnahme
nachweist.

(2) 1 Vor der Anerkennung des Bedarfs ist die Leistungspflicht vorrangiger Leis-
tungstrager, insbesondere der Krankenversicherung, der Pflegeversicherung und anderer
Rehabilitationstrager nach dem SGB IX zu prifen. » Fur orthopadische Arbeitssicherheits-
schuhe, die z. B. in einer WfbM bendtigt werden, besteht eine vorrangige Leistungspflicht
des jeweiligen Rehabilitationstragers?. ; Die Anschaffung und Reparatur von orthopéadi-
schen Mal3schuhen gehdren unter bestimmten Voraussetzungen zu den von der Kran-
kenversicherung zu erbringenden Leistungen. 4 Die Leistungspflicht der Gesetzlichen
Krankenversicherung beschréankt sich aber auf das eigentliche Hilfsmittel und umfasst
nicht den Schuh als Gebrauchsgegenstand des taglichen Lebens. s Daher miissen ge-
setzlich Versicherte bei der Versorgung mit orthopadischen Schuhen sowohl einen
Eigenanteil als auch eine gesetzliche Zuzahlung leisten. ¢ Nur der Eigenanteil kann als
Bedarf anerkannt werden. ; Die gesetzliche Zuzahlung ist bereits durch den zugrunde zu
legenden Regelbedarf gedeckt; hierzu besteht kein Anspruch auf eine Hilfeleistung nach
8§ 31.

Beispiel:

Eine leistungsberechtigte Person erhélt orthopadische StralBenschuhe. Der Eigenanteil
fur die betroffene Person betragt entsprechend der Empfehlung des GKV-Spitzenverban-
des 76 Euro; die gesetzliche Zuzahlung besteht in Hohe von 10 Euro. Da die Zuzahlung
(10 Euro) bereits durch den Regelbedarf abgedeckt ist, kann nur der Eigenanteil von 76
Euro als Bedarf nach Absatz 1 Nummer 3 anerkannt werden.

31.1.6 (Reparatur und Miete von therapeutischen Geraten sowie Miete von Ausrls-
tungen)

(1) 1 Fur die Reparatur und Miete von therapeutischen Geraten sowie die Miete
von Ausrlstungen ist ein einmaliger Bedarf anzuerkennen. ; Voraussetzung ist also die
Reparaturbeddrftigkeit oder die Miete eines erforderlichen Gerates, die Anschaffung ist

1 BSG, 26.7.1994 - 11 RAr 115/93
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dagegen nicht vom Bedarf umfasst. 3 Die Ersatzbeschaffung von Verbrauchsmaterial
(z. B. Batterien) stellt keine Reparatur i. S. v. Absatz 1 Nummer 3 dar.

(2) 1 Der Begriff ,therapeutische Gerate und Ausristungen” entstammt der Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe der amtlichen Statistik, auf deren Grundlage die
Hohe der Regelbedarfe ermittelt wird. > Hiernach kénnen insbesondere vom Bedarf um-
fasst sein: elektrische und feinmechanische Gebrauchsgtter wie Horgerate, Massagege-
rate, Blutzucker- und Blutdruckmessgerate, Sehhilfen (vgl. Absatz 4) und andere thera-
peutische Gerate und Ausristungen. ; Ebenso erfasst sind orthopadische Erzeugnisse
wie Einlagen fur Schuhe, Prothesen, Krankenfahrstiihle, -betten, Gehstdcke.

(3) 1 Vor der Anerkennung des Bedarfs ist die Leistungspflicht vorrangiger Leis-
tungstrager, insbesondere der Krankenversicherung, des zustandigen Tragers der Reha-
bilitation und der Pflegeversicherung zu prifen. ; Der Sozialleistungstrager, der die Erst-
beschaffung des Therapiegeréts bewilligt hat, muss in der Regel auch die notwendigen
Kosten zum Betrieb des Hilfsmittels Gibernehmen?. ; Die Betroffenen sind daher zunachst
an denjenigen Sozialleistungstrager zu verweisen, der die Erstbeschaffung des Therapie-
gerats bewilligt hat. 4 Es ist auch zu klaren, ob beim (urspringlichen) Fachhandler
moglicherweise eine kostenlose Reparatur mdglich ist.

(4) 1 Die Reparatur von Brillen und Kontaktlinsen ist vom einmaligen Bedarf um-
fasst. » Die Kosten fiir den Erwerb der Sehhilfen werden bei der Ermittlung der Regelbe-
darfe berticksichtigt, weshalb deren Anschaffung typischerweise aus dem Regelsatz zu
finanzieren ist. 3 Denn der Kauf wird nur in besonderen Ausnahmefallen von der gesetzli-
chen Krankenversicherung ibernommen. 4 Weil die Reparaturkosten anders als die An-
schaffungskosten als einmaliger Bedarf anerkannt werden, ist die Reparatur einer Brille
regelmalig von ihrer Anschaffung abzugrenzen s Eine Reparatur liegt nur dann vor, wenn
ein defektes Geréat in den urspriinglichen Zustand versetzt werden soll. ¢ Keine Reparatur,
sondern eine Neubeschaffung liegt vor, wenn neben einer erforderlichen Reparatur des
Brillengestells der Austausch eines Brillenglases oder beider Brillenglaser aufgrund einer
Veranderung der Sehstarke von mindestens 0,5 dpt gemaf arztlicher Verordnung erfolgt.
7 Ebenso liegt keine Reparatur der Brille vor, wenn ein Brillengestell neu angeschafft wer-
den muss. g Auch fur Kontaktlinsen sind - soweit méglich und dblich - nur Reparaturen
vom einmaligen Bedarf umfasst. ¢ Verbrauchsmittel wie Reinigungsmittel sind hingegen
aus dem Regelsatz zu finanzieren.

Zu Absatz 2:

31.2.0 (Regelungsziel)

1 Absatz 2 regelt den Anspruch auf einmalige Leistungen fur Personen, die zwar
ihren notwendigen Lebensunterhalt nicht jedoch die in Absatz 1 genannten Bedarfe de-
cken kdnnen. > Voraussetzung ist, dass ihr Einkommen oder Vermdégen nicht ausreichen,
um den in der Sondersituation anfallenden, einmaligen Bedarf zu decken. 3 Uberdies wird

2 BSG, 6.2.1997 - 3 RK 12/96
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in Absatz 2 der besondere Einkommenseinsatz geregelt, der der nachfragenden Person
zumutbar ist.

31.2.1 (Personliche Voraussetzungen)

1 Voraussetzung fir die Anerkennung der einmaligen Bedarfe als Bedarfe der
Grundsicherung ist, dass die nachfragende Person die persénlichen Voraussetzungen der
Grundsicherung erflillt. > Sie muss daher die Altersgrenze uberschritten haben oder dau-
erhaft voll erwerbsgemindert sein bzw. das Eingangsverfahren oder den Berufshildungs-
bereich einer WfbM durchlaufen oder in einem Ausbildungsverhaltnis stehen, fiir das sie
ein Budget fur Ausbildung (8 61a SGB IX) erhalten (vgl. 41.1 ff.).

31.2.3 (Hilfebeddurftigkeit im Entscheidungsmonat)

(1) 1 Weitere Voraussetzung ist, dass der einmalige Bedarf nicht vollstéandig aus
eigenen Kraften und Mitteln erbracht werden kann. ; Absatz 2 richtet sich somit an Perso-
nen, die ihren notwendigen Lebensunterhalti. S. d. 8§ 27a Absatz 1 vollstandig aus Ein-
kommen und Vermogen bestreiten konnen und deren Hilfebedurftigkeit sich auf die atypi-
schen Bedarfe nach Absatz 1 beschrankt, weshalb die Regelung im Klammerzusatz von
Absatz 2 Satz 1 auch von ,nachfragende” und nicht ,leistungsberechtigte” Person spricht.
3 Die Prifung erfolgt nach denselben Grundsatzen zur Ermittlung des Bedarfs und der Be-
rechnung des einzusetzenden Einkommens und Vermdgens wie bei erstmaliger Antrags-
stellung von leistungsberechtigten Personen.

Beispiel:

Eine alleinstehende Person kann unter Berlcksichtigung der individuellen Bedarfe und
des (bereinigten) Einkommens den laufenden monatlichen Lebensunterhalt selbst de-
cken; sie ist damiti. S. d. 8 41 Absatz 1 nicht leistungsberechtigt. Sie besitzt ein verwert-
bares Vermdgen von 500 Euro.

Beispiel: Bedarf Eigene
Mittel

Regelsatz nach RBS 1 432,00
Bedarf Unterkunft und Heizung 400,00

Gesamtbedarf 832,00 Anzurechnendes Einkom- 932,00
men
Einzusetzendes 500,00
Vermdgen Uber Vermo-
gensschonbetrag

Abzilglich Einkommen 932,00

Einkommensuberschuss 100,00

Nach einem Wohnungsbrand besteht ein Bedarf in Hohe von 2000 EUR fiir die Erstaus-
stattung der Wohnung und Bekleidung. Anspriiche gegen Dritte bestehen nicht.
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Es ist zu prufen, in welcher H6he aufgrund des Brandes ein Anspruch auf einmalige Leis-
tungen der Grundsicherung besteht. Da die nachfragende Person ihren laufenden not-
wendigen Lebensunterhalt aus eigenen Kraften bestreiten kann und lediglich eine Hilfe
fur die Erstausstattung beantragt, ist der Anwendungsbereich von Absatz 2 eréffnet.

(2) 1 Zur Bemessung der Hohe der Leistung ist auf die allgemeinen Regeln zur
Ermittlung des Bedarfs und der Berechnung des einzusetzenden Einkommens und Ver-
mogens zurlickzugreifen. > Das Einkommen im Entscheidungsmonat ist dabei vollstandig
anzurechnen und dem laufenden Bedarf zum Lebensunterhalt sowie dem einmaligen Be-
darf gegeniberzustellen. ; Kann der Bedarf fir den Lebensunterhalt sowie der einmalige
Bedarf vollstandig aus dem Einkommen und Vermdgen gedeckt werden, besteht kein
Leistungsanspruch.

Beispiel:
In dem vorherigen Bespiel unter (1) ergibt sich nach Bertcksichtigung des Einkommens
und einzusetzenden Vermégens nachfolgender Zahlungsanspruch:

Bespiel: Bedarf Eigene
Mittel
Einmaliger Bedarf Erstausstat- 2 000,00 | Einkommenstiberschuss 100,00
tung Wohnung und Bekleidung
Einzusetzendes 500,00
Vermdogen tber Vermo-
gensschonbetrag

Zahlungsanspruch: 1 400,00

31.2.4 (Einsatz von Einkommen nach dem Entscheidungsmonat)

(1) 1 Abweichend vom Monatsprinzip kann tuberdies noch der Einsatz des tber-
steigenden Einkommens berlcksichtigt werden, das die nachfragende Person in den
sechs Monaten nach Ablauf des Monats, in dem tber den Antrag auf Leistung zur De-
ckung des einmaligen Bedarfs vom Trager der Sozialhilfe entschieden wurde, erwirbt.
2Neben dem Einkommen aus dem Monat der Entscheidung kann daher das Einkommen
fur weitere sechs Monate berticksichtigt werden (insgesamt also sieben Monate). 3 Fur die
Entscheidung ist eine Prognose Uber den voraussichtlichen monatlichen Bedarf und das
zu erwartende Einkommen zu treffen. 4 Der Einsatz des Ubersteigenden Einkommens fur
die sechs folgenden Monate steht im Ermessen des Tragers. s Sinn und Zweck der Norm
ist es, die leistungsnachsuchende Person fir die einmaligen Leistungen auf die Moglich-
keit des Ansparens verweisen zu kdénnen. ¢ Im Regelfall ist die Einkommensanrechnung
daher nach Sinn und Zweck der Norm wie nachfolgend beschrieben vorzunehmen [vgl.
hierzu (2) und (3)]. 7 Im Einzelfall kann im Rahmen der Ermessensausubung von der An-
rechnung des Einkommens aber auch vollstdndig oder teilweise abgesehen werden [vgl.

(4)].

(2) 1 Bezuglich der Verfahrensweise zur Anrechnung ist zu unterscheiden, ob der
Bedarf in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang zu decken ist (unausweichlicher Be-





* Bundesministerium
fur Arbeit und Soziales

Rundschreiben BMAS 2021/3 - 9. September 2021

darf) oder ob zwischen Antragsstellung und Eintritt des Bedarfes noch Zeit liegt (aus-
weichlicher Bedarf). > Soweit der Bedarf ausweichlich ist, kann die Anrechnung des Ein-
kommens in der Form erfolgen, dass das Einkommen, das voraussichtlich zwischen Ent-
scheidungsmonat und Bedarfsfall erzielt wird, von der zu bewilligenden Leistung abgezo-
gen wird.

Beispiel:

Eine alleinstehende schwangere Frau kann unter Bertcksichtigung der individuellen Be-
darfe und des (bereinigten) Einkommens den laufenden monatlichen Lebensunterhalt
selbst decken.

Beispiel: Bedarf Eigene
Mittel

Regelsatz nach RBS 1 432,00 | Einkommen (bereinigt) 1232,44

Mehrbedarf § 30 Abs. 2 73,44

Bedarf Unterkunft und Hei- 400,00

zung

Gesamtbedarf 905,44 | Anzurechnendes Ein- 1232,44
kommen

Abzilglich Einkommen 1232,44

Einkommensuberschuss 327,00

Im vierten Schwangerschaftsmonat beantragt sie im Februar aufgrund der bevorstehen-
den Geburt ihres ersten Kindes eine Babyerstausstattung in Hohe von 580 Euro. Der Ent-
bindungstermin liegt im August.

Es ist zu prufen, in welcher Hohe ein Anspruch auf einmalige Leistungen der Grundsiche-
rung besteht. Da die nachfragende Person ihren laufenden notwendigen Lebensunterhalt
aus eigenen Kraften bestreiten kann und lediglich die Leistung der Babyerstausstattung
beantragt, ist der Anwendungsbereich von Absatz 2 erdffnet.

Der Einkommenstberschuss (327 Euro) im Entscheidungsmonat ist gemaf Absatz 2
Satz 1 auf den Bedarf anzurechnen.

Bei dem Bedarf handelt es sich nicht um einen unmittelbar zu deckenden Bedarf. Eine
Bedarfsdeckung ist erst zu Beginn des achten Schwangerschaftsmonats erforderlich. Da-
mit ist der Einkommenseinsatz nach Absatz 2 Satz 2 zu priufen. Sofern der Trager der
Sozialhilfe noch im Februar Gber den Antrag entscheidet, ergabe sich unter Zugrundele-
gung von sechs Monaten zundachst ein einzusetzendes Einkommen von weiteren 1 308
Euro (4 x 327 Euro Einkommensiberschuss fur die Monate Mérz bis Juni). Damit ist die
nachfragende Person in der Lage, den Bedarf in Héhe von 580 Euro in vollem Umfang
selbst zu decken und der Antrag dementsprechend abzulehnen.

(3) 1 Soweit der Bedarf unausweichlich ist, also die Situation ein Zuwarten nicht
zulasst, erfolgt die Bericksichtigung des Einkommens fir die auf den Auszahlungsmonat
folgenden sechs Monate in Form des Aufwendungsersatzes nach § 19 Absatz 5. ; Hierzu
ist die HOhe des voraussichtlich einzusetzenden Einkommens in den auf den Auszah-
lungsmonat folgenden sechs Monaten zu bestimmen und eine Verpflichtung zum Aufwen-
dungsersatz in dieser Hohe festzusetzen.

Beispiel:

Im Beispiel aus 31.2.3 (2) ergab sich ein Zahlungsanspruch von 1 400 Euro. Unter An-
rechnung des den Freibetrag Ubersteigenden Einkommens besteht eine Verpflichtung
zum Aufwendungsersatz von monatlich 100 Euro, also insgesamt 600 Euro.
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Beispiel: Bedarf Eigene
Mittel
Regelbedarf Stufe 1 432,00 Nach § 82 bereinigtes Ein- 932,00

kommen = in den folgenden
sechs Monaten voraussicht-
lich einzusetzendes Ein-
kommen

Bedarf Unterkunft und Heizung 400,00

Monatlicher Bedarf: 832,00

Monatlich einzusetzender
Einkommensiberschuss 100,00

6 mal 100 = 600 Euro

(4) 1Im Einzelfall kann im Rahmen der Ermessenausibung von der Anrechnung
des Einkommens vollstandig oder teilweise abgesehen werden. » Ein solcher Fall kann
beispielsweise vorliegen, wenn das anzurechnende Einkommen so gering ist, dass der
Verwaltungsaufwand in keinem Verhaltnis zur voraussichtlichen Einnahme steht.

Zu Absatz 3:
31.3.0 (Regelungsziel)

1Absatz 3 regelt, dass die Leistungen zur Deckung der Bedarfe fiir die Erstaus-
stattung der Wohnung, Erstausstattung von Bekleidung (Absatz 1 Nummer 1) und die
Erstausstattung bei Schwangerschaft und Geburt (Absatz 1 Nummer 2) als pauschalierte
Geldleistungen erbracht werden konnen. ; Leistungen zur Deckung der Bedarfe fur die
Anschaffung und Reparatur orthopadischer Schuhe und die Reparatur und Miete von the-
rapeutischen Geraten und Ausristungen sind von dieser Pauschalierung ausgenommen
und deshalb in Hohe des individuellen Bedarfs zu erbringen.

31.3.1 (Voraussetzungen und Grenzen der Pauschale)

(1) 1 Die Leistungen nach Absatz 1 kénnen im Rahmen des § 10 Absatz 3 sowohl
als Geld- als auch als Sachleistungen erbracht werden. > Soweit Leistungen als Geldleis-
tungen erbracht werden, liegt es im Ermessen des Tragers der Sozialhilfe, die Leistungen
fur die Erstausstattung der Wohnung, die Erstausstattung von Bekleidung und die Erst-
ausstattung bei Schwangerschaft und Geburt als Pauschale zu leisten.

(2) 1 Zur Bemessung der Pauschale sind geeignete Angaben Uber die erforderli-
chen Aufwendungen und nachvollziehbare Erfahrungswerte zu bertcksichtigen. ; Die
Pauschale muss dabei so bemessen sein, dass die leistungsberechtigte Person mit dem
gewahrten Betrag ihren Bedarf auf Erstausstattung in vollem Umfang decken kann. ;3 Die
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innerhalb der einzelnen Pauschale angesetzten Preise konnen die marktiblichen Preise
entweder fur neue einfache Ausstattungsgegenstande bzw. Kleidung im unteren Preis-
segment oder flr gut erhaltene gebrauchte Gegenstéande widerspiegeln. 4 Auch eine
Mischkalkulation aus Preisen fir neue einfache Ausstattungsgegenstande bzw. neue Klei-
dung im unteren Preissegment und gut erhaltenen gebrauchten Gegenstanden sowie
Kleidung ist zur Bemessung der Pauschale méglich. s Die Hohe der Pauschalen muss

z. B. auf der Grundlage von Bezugsquellen oder Preislisten nachvollziehbar sein.

(3) 1 Es bestehen keine Bedenken, die bei Tragern der Sozialhilfe bereits ermittel-
ten Pauschalen fur Leistungsberechtigte nach dem SGB Il und dem Dritten Kapitel anzu-
wenden, soweit diese den dargelegten Voraussetzungen sowie bei den jeweiligen Bedar-
fen dargestellten Grundsatzen zur Bemessung der Bedarfe entsprechen. ; Daher ist bei
der Ermittlung einer Pauschale fir die Erstausstattung bei Schwangerschaft und Geburt
[vgl. 31.1.3 (1)] das Vorhandensein von Ausstattungsgegenstanden bei einer weniger als
drei Jahre zuriickliegenden Geburt zu berucksichtigen [vgl. 31.1.3 (1)].

(4) 1 Wenn aufgrund der Besonderheit des Einzelfalls ein von der Pauschale ab-
weichender Bedarf besteht, ist der Bedarf nach den Besonderheiten des Einzelfalls zu be-
messen. > Dies kann insbesondere bei Menschen mit Behinderung in Betracht kommen,
sofern aufgrund der Behinderung ein besonderer Bedarf besteht. ; So kommt beispiels-
weise die Gewahrung einer Geschirrspilmaschine abweichend von etwaigen Pauschalen
in Betracht, wenn die leistungsberechtigte Person aus gesundheitlichen Grinden nicht in
der Lage ist, ihren Abwasch per Hand zu erledigen.

* % %





